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Liebe Genossinnen und Genossen 
 
 
In den letzten 12 Monaten war es für die Opposition schwer, gegen das „junge Glück“, die große 
schwarz-grüne Liebe und das ständige Betonen, wie gut man sich verstehe anzukommen. Immerhin 
hat dies übertüncht, dass sich kaum etwas bewegt hat: 
 
Ein Bildungsgipfel, mit dem nur der Koalitionsvertrag abgenickt werden sollte und gegen den 
inzwischen auch die Teilnehmer rebellieren. Und vor allem ein Kommunaler Finanzausgleich, der die 
Kommunen weiter im Regen stehen lässt, da er mitnichten den Kommunen die verfassungsrechtlich 
gebotene auskömmliche Finanzausstattung bietet. Es bleibt bei den 4 Milliarden die von allen 
kommunalen Spitzengremien unisono als zu niedrig erachtet werden. Für uns Kommunalpolitiker 
macht das die Arbeit schwierig: Wenn wir als Ergebnis dann Grundsteuern und Gebühren erhöhen 
müssen, machen die Bürgerinnen und Bürger uns auf der kommunalen Ebene und nicht die 
Landespolitik verantwortlich. Der Bürger unterscheidet nicht, auf welcher politischen Ebene die 
Misere verursacht wird.  
 
Der Bund hat aktuell mehrere neue „Töpfe“ aufgelegt, um den Kommunen zu helfen. Es gibt einen 
großen Sonderfond Kommunen und auch zusätzliche 500 Millionen Euro, die den Kommunen für die 
Flüchtlingsbetreuung zur Verfügung gestellt werden sollen. Die hessischen Kommunen haben hier 
eine Unterdeckung von 60 Millionen. Das Land hat lediglich eine Erhöhung der Landesmittel um 15% 
angekündigt. Die zusätzlichen Bundesmittel, von denen die hessischen Kommunen 36 Millionen 
erhalten sollen, werden über das Land weitergereicht. Unser Fraktionsvorsitzender Thorsten 
Schäfer-Gümbel hat in diesem Zusammenhang das treffende Bild der „klebrigen Finger“ geprägt: Es 
bleibt abzuwarten, welchen Anteil das Land mit den eigenen Mehrausgaben verrechnet und was 
tatsächlich bei den Kommunen ankommt.  
 
Des Weiteren beschäftigen uns in den letzten Monaten 2 Untersuchungsausschüsse, bei denen die 
Landesregierung, insbesondere Ministerpräsident Volker Bouffier zunehmend nervös reagiert: 
Der Energieversorger RWE fordert vom Land Hessen inzwischen über 200 Mio Euro Schadenersatz 
für die überstürzte Stilllegung des Atomreaktors in Biblis. Hier sorgte in den letzten Wochen ein 
durchaus bemerkenswerter Briefwechsel zwischen den RWE Vorsitzenden Großmann und Herrn 
Bouffier für Aufregung. Auf die Frage von Herrn Großmann: „Wann darf ich mit einem Schreiben 
rechnen, dass Hessen im Falle eines Wiederanfahrens von Biblis dagegen vorgehen wird?“ hat der 
Ministerpräsident umgehend reagiert und das gewünschte Schreiben, welches heute die 
Schadenersatzklage massiv stützt, erstellt. 
Bei dem NSU Mord in Kassel an Halit Jozgat haben CDU und Grüne sich monatelang gesträubt, 
überhaupt einen Untersuchungsausschuss einzurichten, da es nichts zu entdecken gebe. Nun 
kommt heraus, dass ein V-Mann vor Ort schon vor dem Mord über die Planungen wusste und auch 
das Innenministerium, welches seinerzeit unter der Leitung von Volker Bouffier stand. 
 
Ihr seht, es bleibt spannend – und das junge schwarz-grüne Glück zeigt inzwischen Risse… 
 
Herzliche Grüße Eure Elke 

 

 

 

  



 
 
Arbeit im Hochtaunuskreis 
 
 
Mai 2014 
 

 Antrittsbesuch beim Bürgermeister Klaus Hoffmann in Neu-Anspach 
 Besuch des Europa-Tages in Wehrheim 
 DRK-Jahresempfang im Forum des Landratsamtes 
 Europafest der SPD-Bad Homburg 
 Antrittsbesuch beim Bürgermeister Roland Seel in Grävenwiesbach 
 Teilnahme am Stammtisch der AG 60+ Bad Homburg 
 Besuch der GaG 
 Europawahlkampf Infostand in Bad Homburg 
 Tag der Offenen Tür des Rathauses in Neu-Anspach 
 Teilnahme am Europäischen Brunch der Ortsvereine Usinger Land in Usingen 
 Jahreshauptversammlung der SPD Bad Homburg 
 Infostand zur Europawahl in Bad Homburg 
 Rundgang auf der Gewerbeschau in Wehrheim 
 Besuch zum Jubiläum 50 Jahre Fanfarenzug Hundstadt 
 Monatliches Koordinationsgespräch mit der 1. Kreisbeigeordneten Katrin Hechler 

und dem SPD-Bundestagsabgeordneten Dr. Hans-Joachim Schabedoth 
 Teilnahme am Treffen der SPD-Ortsvereine Usinger Land mit Katrin Hechler 
 Antrittsbesuch mit Bürgermeister Horst Burghardt in Friedrichsdorf 
 Weinabend Aktionsgemeinschaft Bad Homburg 
 Baustellenfest Haingasse Bad Homburg 

 

 

Überregionale Termine als Abgeordnete 
 
Mai 2014 

Teilnahme am Tag der Metropolregion der IHK Frankfurt 
 Parlamentarischer Abend Lufthansa Cargo 
 Parlamentarisches Frühstück der Aidshilfe Wiesbaden 
 Jahresempfang Politik – Wirtschaft VDU in Wiesbaden 

  



Gemeinsamer Besuch der Hochtaunuskliniken Bad Homburg am 08. Mai 2014 mit 

Thomas Spieß (MdL)  

 
+ 

Passgenau am Vormittag vor einer Anhörung zum neuen Krankenhausgesetz im Hessischen Landtag 
besuchte der gesundheitspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion die neue Hochtaunusklinik in Bad 
Homburg. Mit dabei die Kreisbeigeordnete Katrin Hechler, Landrat Ulrich Krebs und Mitglieder der SPD-
Kreistagsfraktion. Geführt von der Geschäftsführerin der Kliniken, Frau Dr. Julia Hefty, informierte sich 
Thomas Spieß über die Ausstattung, die Finanzierung und die Organisation des Hauses. Sein besonderes 
Interesse galt der Finanzierbarkeit einer kommunalen Klinik unter hohen Qualitätsstandards. Er hält eine 
gesetzliche Finanzierungsregelung für notwendig, die die tatsächlichen Investitions- und Betriebskosten 
im Blick hat und klare Qualitätsstandards für alle personellen Belange einer Klinik beschreibt. 
Pauschalierung – wie sie jetzt gilt – sei zwar ein Weg in die richtige Richtung gewesen, nun müssten die 
Erstattungen aber den tatsächlichen Bedingungen angepasst werden. „Das Land Hessen hat sich aus der 
Planung herausgezogen. Seine Aufgabe ist es aber im Gesundheitswesen steuerungsfähig zu sein,“ stellte 
Thomas Spieß fest. 
 
Spieß betonte den Mut der Kreispolitik sich geringerer Mittel von tatsächlichen 70 Mio. Euro Landeshilfe 
(statt ursprünglich erwarteter 190 Mio) mit den beiden Standtorten in Bad Homburg und Usingen dem 
Gesundheitswesen auf kommunaler Ebene zu verschreiben und Defizite in Kauf zu nehmen. Er halte das 
Gesundheitswesen als einen Baustein der Daseinsvorsorge für notwendig und als staatliche Aufgabe, da 
brauche es keine Privatkliniken. „Die Gesundheit der Menschen lässt sich nicht marktwirtschaftlich 
betreiben, das widerspricht der Humanität,“ so Spieß abschließend. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Arbeit im Hochtaunuskreis 
 
Juni 2014 
 

 Besuch der IGS Stierstadt 
 Besuch des VdK Usinger Land 
 Besuch der Gesamtschule am Gluckensteim Mit Sozialdezernentin Katrin Hechler  
 Teilnahme an der Hölderlinpreisverleihung im Kurhaus Bad Homburg 
 Besuch einer Kindertagespflegestätte in Bad Homburg 
 Bezirksparteitag in Frankfurt 
 Teilnahme am SPD-Bürgermeistertreffen im HTK 
 Besuch des Sommerfestes Haus Mühlberg in Bad Homburg 
 Besuch der AWO-Kreisversammlung 

 



 
Frankfurter Rundschau 
22. Mai 2014 
 

 
 
Überregionale Termine als Abgeordnete 
Juni 2014 

 
 Besuch des Parlamentarischen Sommerfestes des Chemieverbandes in 

Wiesbaden 
 Besuch des Hessentages in Bensheim – Rundgang und Dienste am Stand der 

SPD-Landtagsfraktion 
 Baustellenbesuch wegen unterbezahlter rumänischer Arbeiter in Wiesbaden 
 Gespräche mit Gewerkschaftsvertretern wegen des Vergabegesetzes 
 Delegationsreise mit Wirtschaftsminister Tarek Al-Wazir in die Niederlande 
 Besuch des Rheingauer Dialogs des Hessischen Handwerkstages 
 Gespräch mit einer Besuchergruppe eines Oberurseler Gymnasiums  im 

Wiesbadener Landtag 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Taunuszeitung 
21. Juli 2014 



 
Usinger Anzeiger  
28.07.2014 
 

 
Ich gratulierte der Freiwilligen Feuerwehr Wilhelmsdorf zum 
Landeszuschuss … 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Usinger Anzeiger 
30.07.2014 

Usinger Anzeiger 
30.07.2014 
 
… während ich der Freiwilligen Feuerwehr Neu-Anspach zum Landeszuschuss für eine Drehleiter 
gratulierte. 

Auch die Presse scheint Vergnügen an dieser einseitigen Auseinandersetzung zu haben. 
 
  

… was den Kollegen der 
Regierungspartei Holger Bellino 
ziemlich auf die Palme bringt, … 



 

Antrittsbesuche  
Bürgermeister im Wahlkreis 23 

Datum  Uhrzeit  Ort  BGM 
Fr., 09.05.  11:00  Neu‐Anspach  Klaus Hoffmann 
Mi., 14.05.  10:00 ‐ 11:00   Grävenwiesbach Roland Seel 
Mi., 28.05.  14:00  Friedrichsdorf  Horst Burghardt 

Fr., 05.09.  10:30  Wehrheim  Gregor Sommer 
 

SPD – Landtagsabgeordnete Elke Barth schließt sich Kritik am Umgang mit 
den TVH-Kräften an 

Seit Wochen herrscht an zahlreichen Schulen im Hochtaunus große Aufregung, da langjähriges und 
bewährtes Lehrpersonal, das nicht in einem Beamtenverhältnis stand sondern mit einem immer wieder neu 
befristeten TVH Vertrag angestellt wurden, nun die Schulen verlassen soll. 
 
Allein die Tatsache der immer wieder verlängerten Kettenverträge bezeichnet die SPD-Abgeordnete als 
eine unsoziale Beschäftigungspolitik, die einem öffentlichen Auftraggeber unwürdig sei. Viele wissen 
offenbar nicht was das bedeutet: Mit befristeten Verträgen kann man keine Zukunftsplanung betreiben und 
bekommt häufig nicht einmal ein Darlehen bei der Bank. Befristete Verträge sollten daher wirklich die 
Ausnahme sein und spätestens nach der dritten Verlängerung in einem unbefristeten Vertrag münden. Dies 
sehen sogar die Gerichte so. Schließlich sei das der Grund, weshalb Klagen an Arbeitsgerichten in der 
letzten Zeit vermehrt dazu führten, dass die Lehrenden, die auf Entfristung geklagt haben, Recht erhielten. 
Weshalb gerade im Hochtaunus die Wogen an den Schulen so hoch schlagen, erklärt sich dadurch, dass 
das staatliche Schulamt in Friedberg im Gegensatz zu anderen Schulämtern explizit eine Verfügung 
erlassen habe, dass Lehrkräfte mit fünf Jahren in Folge befristeten Verträgen keine Verlängerung mehr 
erhalten sollen. Als Begründung wird ein aufgrund landesweit sinkender Schülerzahlen vorhandener 
Überhang an verbeamtetem Lehrpersonal angeführt, das die durch bisher von TVH Kräften besetzten 
Stellen nun übernehmen sollen. 
 
Die Abgeordnete kritisiert, dass die Situation an den betroffenen Schulen trotz der nahenden Ferien 
vielfach unklar sei. Viele Schulen wüssten noch nicht, welches Lehrpersonal ihnen anstelle der 
wegfallenden TVH Kräfte zugewiesen werden soll. „Klappt das überhaupt mit der Fächerkonstellation?“ 
fragt die Abgeordnete. Schließlich sei Lehrer nicht gleich Lehrer – einen Musiklehrer kann man nicht 
durch einen Französisch-Lehrer ersetzen. 
Barth schließt sich außerdem der Forderung nach Einzelfallprüfungen an, die unter anderem vom 
Schulelternbeirat der Philipp Reiss Schule in Friedrichsdorf gestellt wurde. Beschäftigungspolitisch sei es 
ein Unding, nur Stellen und nicht die Menschen mit ihren Qualifikationen zu betrachten. Eine solche „Hire 
and Fire Politik“ seitens staatlicher Stellen dürfe es nicht geben. Barth fordert, dass man sich hier auch 
mehr Gedanken machen müsse, als einfach nur die Beschäftigten einfach vor die Tür zu setzen. Hier 
müssten Spielräume genutzt werden, um im Sinne der betroffenen Lehrkräfte und Schüler individuelle 
Lösungen zu finden. Auf keinen Fall dürften nun langjährige TVH-Kräfte durch solche ersetzt werden, die 
erst seit kurzem einen TVH-Vertrag besäßen und wo noch keine „Gefahr“ einer Entfristung bestehe. 
Wenn, dann müsse nun auch wirklich verbeamtetes Lehrpersonal kommen. Die Schüler brauchen 
schließlich Kontinuität in der pädagogischen Betreuung. 
 
An der langfristigen Beschäftigungspolitik des Landes im Umgang mit den TVH Kräften äußert die 
Abgeordnete massive Kritik: Zu dieser Situation hätte es erst gar nicht kommen dürfen. Zudem es 
vermutlich einfach so weitergegangen wäre, wenn die Gerichte nicht in der jüngeren Vergangenheit 
Klagen auf Entfristung entsprochen hätten. „ Wenn Lehrpersonal als Quereinsteiger in diesen Beruf 
einsteigt, muss es auch hier die Möglichkeit zu qualifizierten Weiterbildungen geben mit einem konkreten 
Weiterbildungsplan und einem Bewertungssystem. Mehr als 3 Jahre in einem befristeten Verhältnis zu 
arbeiten, sollte man niemandem zumuten, so die Abgeordnete abschließend. 

 
Homepage  



 
 
13. Juli 2014 
 
 

Überregionale Termine als Abgeordnete 
Juli 2014 
 

 Besuch des Sommerempfangs der IHK Gießen-Friedberg 
 Besuch des Hessenfestes in Berlin 
 Teilnahme an der Sitzung des Beirats Hessenpark 
 Betreuung der Besuchergruppe Starthilfe e.V. aus Usingen  
 Gespräch mit dem Verband der Chemischen Industrie im Landtag 
 Teilnahme am Abend des Sports im Landtag 
 Besuch des Sommerabends der Wirtschaft im Schloss Biebrich 
 Praxistag bei dem Chemieunternehmen Sanofi Aventis 
 Besuch mit MdL-Kollege Corrado di Benedetto bei DuPont in Neu Isenburg 

 
 
 
Arbeit im Hochtaunuskreis 
Juli 2014 
 

 Vorbereitung  des Themenparteitages im Herbst mit Katrin Hechler 
 Besuch des Stadteilfestes Familienzentrum Mitte in Bad Homburg 
 Besuch und Rundgang Stadtfest Usingen 
 Besuch des Empfangs der IHK Frankfurt „Wirtschaft meets politics“ 
 Besuch der Einweihungsfeier eines Bewegungsraums der Caritas Tagesstätte 
 Teilnahme an der Eröffnung Batschkappenfest in Friedrichsdorf-Köppern 
 Teilnahme an der Abschlussfeier der Klassen 9 + 10 der Gesamtschule am 

Gluckenstein, Bad Homburg 
 Teilnahme am festlichen Abend anlässlich der 20-jährigen Partnerschaft zwischen 

Bad Homburg und Peterhof 
 Teilnahme am Fastenbrechen mit der Türkisch-Islamischen Gemeinde 
 Teilnahme an der Demonstration für den Verbleib der TVH-Kräfte an der Philip-

Reis-Schule 
 Besuch des SPD-Sommerfestes Obererlenbach 
 Besuch des Sommerfestes der Freunde des Carnevals Bad Homburg 
 Besuch des Bachfestes in Ober Eschbach 
 Besuch des Sommerfestes im Waldkrankenhaus Köppern 
 Besuch des Tages der Offenen Tür bei der Firma Willy A. Löw 
 Besuch des Sommerfestes Haus Louise 
 Besuch der Gedenkveranstaltung des Hochtaunuskreises 70 Jahre Hitler-Attentat 

im Kaiser-Friedrich-Gymnasium 
 Einweihungsfeier der neuen Rettungswache des DRK Bad Homburg 
 Besuch des Flohmarktes der SPD Innenstadt 
 Besuch des Sommerfestes des Flersheimstifts 

 
 
 
 

  



 
Juli 2014 

 

Stadtfest Usingen 2014 
Der Besuch des Stadtfestes in Usingen gehört inzwischen zum festen Bestandteil meines 
Terminkalenders. Nach einem Rundgang durch die mit etlichen Ständen bestückte 
Innenstadt, einigen Gesprächen, einem Stopp bei einem Usinger Gastronom, fand ich den 
Stand des Partnerschaftsvereins Usingen-Chassieu und konnte wieder einmal meine 
französischen Sprachkenntnisse einsetzen. Später unterstützte ich die Genossinnen und 
Genossen aus dem Usinger Land bei der Sammlung von Unterschriften für die dortige 
Verbesserung der kinderärztlichen Situation. Die Notwendigkeit der Einrichtung einer 
Notfallambulanz wird von vielen Leuten gesehen. Insgesamt kamen an diesem Stadtfest-
Wochenende mehr als 660 Unterschriften zusammen. 
 
 
 

 
 
 
Praxistag bei Sanofi 

 
 
 
 
August 2014 

 Einweihung Asylbewerberunterkunft in Friedrichsdorf 
 Besuch des Prominentenfrühschoppen des DRK am Laternenfestes 

 
 
 
  



 
 
 
 

Antrittsbesuche  
Bürgermeister im Wahlkreis 23 

Datum  Uhrzeit  Ort  BGM 
Fr., 05.09.  10:30  Wehrheim  Gregor Sommer 
 
 
 
 
Interview im Usinger Anzeiger 
06. September .2014 
   



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



Arbeit im Hochtaunuskreis 
 
September 2014 
 

 Besuch der Redaktion des Usinger Anzeigers 
 Firmenbesuch Lilly Deutschland mit dem AK Wirtschaft 
 Firmenbesuch PIV Drives mit dem AK Wirtschaft 
 Besuch des Wehrheimer Bürgermeisters Gregor Sommer 
 Waldbegehung des Stadtwaldes Bad Homburg 
 Besuch des Empfangs zum Internationalen Wettbewerb der Feuerwehren, 

Schloss Bad Homburg 
 Unterstützung bei der Schulstartaktion der Bad Homburger SPD 
 Besuch des Nachmittags der Solidarität beim DRK Usingen 
 Besuch der Usinger Polizeistation 
 Besuch des Promi-Frühschoppens  zur Usinger Kerb 
 Treffen mit SPD-Bürgermeistern im HTK 
 Besuch des Stadtteil- und Familienfestes der Altentagesstätte Gartenfeld 
 Besuch der Akademischen Feier im Hessenpark zum 40-jährigen Jubiläum 
 Unterstützung am Infostand der Neu-Anspacher SPD zur Unterschriftenaktion 

Kinderambulanz im Usinger Land 
 Wahlkampfunterstützung für Heiko Scheurich in Glashütten 
 Besuch des Jahresempfangs des HTK zur Verleihung des Saalburgpreises 
 Besuch der Eschbacher Kerb (HG) 
 Besuch des Oktoberfestes des FDC 
 Besuch der basa Neu-Anspach zum 30-jährigen Bestehen 

 
 

 
 
 
AK Wirtschaft bei PIV drives 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Überregionale Termine als Abgeordnete 
 
September 2014 
 

 Gespräch mit Vertretern des Verbandes der baugewerblichen Unternehmer 
 Besuch der Holzhausenschule Frankfurt mit Landtagskollegen Chris Degen 
 Besuch der Veranstaltung „Abend der Metropolregion“ im Wiesbadener Kurhaus 
 Besuch des Parlamentarischen Abends des Verbands der Industrie in Wiesbaden 
 Besuch des House of Logistics, Gateway garden Frankfurt 
 Media-Training der SGK in der Bildungsstätte der IG Metall in Steinbach 

  



Besuch der Usinger Polizeistation 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
Die Mitglieder der SPD-Landtagsfraktion verbringen regelmäßig jedes Halbjahr einen Praxistag. 
Dieses Mal waren Kindertageseinrichtungen an der Reihe.  
Ich suchte mir das Familienzentrum „Hand in Hand“ in Usingen aus. 
 
 
 

Usinger Anzeiger 
02.10.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Praxistag im Familienzentrum „Hand in Hand“ 
 

  



Arbeit im Hochtaunuskreis 
 
Oktober 2014 
 

 Besuch der Lebenshilfe in Bad Homburg 
 Besuch einer Veranstaltung der Familienzentren im Kurhaus Bad Homburg 
 Besuch des Richtfestes Erweiterungsbau der Adolf-Reichwein-Schule in Neu-

Anspach 
 Teilnahme am Festakt anlässlich des 25. Jahrestages der Wiederherstellung der 

Homburger Schlosskirche  
 Begrüßung der AG 60+ beim Besuch im Hess. Landtag 
 Begrüßung der SPD Ober Eschbach beim Besuch im Hess. Landtag 
 Organisation des Treffens der SPD-OV- und Fraktionsvorsitzenden zum Thema 

Kommunalfinanzen 
 Einwöchiges Praktikum im Flersheim-Stift, Bad Homburg 
 Teilnahme am Musikgottesdienst zum Reformationstag 

 
Besuch der Lebenshilfe in Bad Homburg 
 

 
 
 
Die Lebenshilfe in Bad Homburg leistet Unterstützung für Menschen mit Behinderungen Sie 
wurde hier im Hochtaunuskreis 1966 gegründet und ist damit eine der ersten in 
Deutschland. Empfangen wurde ich vom Vorsitzenden der Lebenshilfe, Herrn Peter Vollrath-
Kühne, der mir die Einrichtung vorstellte und zeigte. 
 
Die Lebenshilfe hat drei verschiedene Säulen: Zum einen der Familienunterstützende 
Dienst, welcher Freizeitaktivitäten für die Betroffenen organisiert, wie zum Beispiel einen 
Besuch in den Zoo oder Ferienspiele und -freizeiten. Um die Kinder auch schon bis zum 
Kindergartenalter zu fördern, gibt es die Frühförderung. Dabei werden die Kinder fachlich 
pädagogisch betreut und auf Kindergarten und Schule vorbereitet. Die Lebenshilfe bietet 
zudem einen Betreuungsverein, der die Betroffenen auch nach der Schulzeit unterstützt. 
Neben den Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch sind Spenden und Gelder von 
Stiftungen wichtige Finanzierungsbausteine. 
Eine Erweiterung des Angebots der Lebenshilfe in Usingen ist geplant – auch um Betreuern 
und Betroffenen lange Fahrtzeiten aus dem Usinger Land zu ersparen.  
Nach dem Gespräch wurden uns die Räumlichkeiten gezeigt und wir konnten mit einer 
Betreuungsgruppe essen und singen. Hier werden Kinder und Jugendliche 
altersübergreifend bis zur Beendigung der Schule (max. 19 Jahre) betreut. Die Kinder 
verstanden sich gut miteinander und vor allem die Betreuer waren sehr ruhig und sorgsam. 
Jedes Kind und auch wir als Besucher wurden integriert. 

 
  



Überregionale Termine als Abgeordnete 
 
Oktober 2014 
 

 Gespräch mit Vertretern des Hessischen Handwerktags 
 Diskussion mit ZOV-Fraktion (Zweckverband Oberhessischer 

Versorgungsbetriebe)  zum neuen Vergabegesetz in Kassel 
 Verabschiedung des Landesstudioleiters des HR, Christoph Scheffer, HR-Studio 

Wiesbaden  
 Teilnahme am Parlamentarischen Abend der Deutschen Bank, Kurhaus 

Wiesbaden 
 Besuch der „High Five Aktion“ von World Vision 
 Teilnahme am Parlamentarischen Abend der Hessischen Familienunternehmer 
 Teilnahme am Hessischen Unternehmertag in Wiesbaden 

 

World Vision Aktion für Kindergesundheit  

 

Am 15. Oktober haben Abgeordnete des Hessischen Landtags, darunter auch ich, in 
Wiesbaden mit der High Five Aktion ein Zeichen für eine notwendige Verbesserung der 
Gesundheitsversorgung von Kindern in armen Ländern gesetzt. Die internationale 
Gemeinschaft – und damit auch Deutschland – muss mehr tun, damit kein Kind mehr an 
leicht vermeidbaren Krankheiten wie Lungenentzündung und Durchfall sterben muss. Denn 
jedes dritte Baby kommt ohne medizinische Versorgung zur Welt. 6,3 Millionen Kinder 
sterben jedes Jahr noch bevor sie fünf Jahre alt werden an Ursachen oder Krankheiten, die 
vermieden oder behandelt werden könnten.  
Mit der Kampagne „Gesunde Kinder Weltweit“ will World Vision als internationales 
Kinderhilfswerk auf die prekäre Gesundheitssituation aufmerksam machen und die 
Wichtigkeit politischen Handelns aufzeigen. Über sechs Millionen Menschen rund um den 
Globus haben die Kampagne „Gesunde Kinder Weltweit“ seit Mai 2014 unterstützt. In 
Deutschland haben sich besonders Schüler/innen und Kinder mit ihren Altersgenossen in 
armen Ländern solidarisiert und tausende Wunschkarten verfasst.   



 
 
 
 
 
 
 
 
 

Frankfurter Rundschau 
11. 11.2014 
 



 
 
 

Regelmäßig die Arbeitswelt erleben und nicht aus dem Blick 
verlieren ist eines meiner Ziele. Deshalb absolvierte ich in den 
Herbstferien ein ein-wöchiges Praktikum in einem Pflegeheim.  
 
Als Folge biete ich nun im Flersheimstift – meinem 
Praktikumsgeber – einmal im Monat eine Diskussionsstunde an, 
die jedes Mal gut besucht ist und zu ausgiebigen Gesprächen 
führt. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
Überregionale Termine als Abgeordnete 
November 2014 
 

 Besuch des Wirtschaftstags der Volks- und Raiffeisenbanken in der 
Jahrhunderthalle Frankfurt 

 Gespräch mit Vertretern der der WI-Bank 
 Gespräch mit Fluglärminitiative Mainz im Hess. Landtag 
 Teilnahme an der Anhörung zu den Entwürfen eines neuen hess. 

Vergabegesetztes 
 Besuch der AFA Hessen Süd zum neuen Vergabegesetz 
 Begrüßung der Besuchergruppe der Starthilfe Hochtaunus  im Hess. Landtag 
 Besuch des Parlamentarischen Abends des Verbandes Freier Berufe Im Kurhaus 

Wiesbaden  



Taunuszeitung, 19.11.2014 
  



 

 
 
 
Arbeit im Hochtaunuskreis 
 
 
November 2014 
 

 Besuch der Eröffnung der neuen KiTa Kirdorf, Alte Sattelfabrik 
 Teilnahme an der Ehrungsfeier der Kreishandwerkerschaft im Kurhaus Bad 

Homburg 
 Besuch der „Wir helfen-Gala“ in Usingen, CWS-Mensa 
 Teilnahme am SPD-Landesparteitag in Hofheim 
 Teilnahme am Treffen der Alters- und Ehrenabteilung der Friedrichsdorfer 

Feuerwehren, Friedrichsdorf-Seulberg 
 Besuch der Mitgliederehrung der SPD-Friedrichsdorf 
 Besuch des Bad Homburger Unternehmerabends, Englische Kirche 
 Teilnahme am Friedrichsdorfer Vereinsempfang, Garniers Keller 
 Teilnahme an der Grundsteinlegung der Bioabfallvergärungsanlage Brandholz 
 Teilnahme an der Verleihung der Erlenbachmedaille der SPD-Obererlenbach 
 Teilnahme an der Inthronisation der Bad Homburger Karnevalsprinzessin in der 

Orangerie im Kurpark 
 Besuch an der Seniorenfeier des DRK im Bürgerhaus Kirdorf 
 Besuch der Benefizveranstaltung des Zonta-Clubs Bad Homburg im 

Kulturspeicher 
 Besuch der Sitzung der AfA hessen-Süd zum Vergabegesetz 
 Teilnahme am Vorlesetag an der Limesschule in Wehrheim 
 Teilnahme an der Spendenübergabe an die GAG, Bad Homburg 
 Teilnahme am UB-Themenparteitag   
 Besuch der Kreistierschau des Kaninchenzuchtvereins Kirdorf 
 Mitgliederehrung der SPD-Bad Homburg im Hirschgarten 
 Besuch der Veranstaltung der Herbert-Quandt-Stiftung „Bildung für Vielfalt“ in Bad 

Homburg 
  



Usinger 

Anzeiger, 22.11.2014 

 

 

  



Pressemitteilung 

Elke Barth (SPD):„Darstellung und Verherrlichung von Gewalt an Frauen 
in Werbung ist untragbar“  

Landtagsabgeordnete der SPD-Fraktion Barth solidarisiert sich mit Menschenrechtsorganisation 
TERRE DES FEMMES 

 

 

Anlässlich des 25. Novembers, des internationalen Gedenktags zur Bekämpfung von Gewalt 
an Frauen erklärt sich MdL Elke Barth solidarisch mit der Menschenrechtsorganisation 
TERRE DES FEMMES für ein gleichberechtigtes, selbstbestimmtes und freies Leben von 
Mädchen und Frauen weltweit. 
Gewalt an Frauen habe viele Gesichter, weiß Barth. Im Juni 2013 veröffentlichte die 
Weltgesundheitsorganisation eine Studie, aus der hervorgeht, dass weltweit etwa 35% aller 
Frauen von Prügeln, Vergewaltigung oder sexueller Nötigung betroffen sind. "Mehr als die 
Hälfte aller Frauen in Deutschland werden mindestens einmal in ihrem Leben sexuell 
belästigt. Unsere Gesellschaft darf nicht einfach darüber hinwegsehen, das sind 
erschreckende Zahlen", erklärt Barth.  
Als Schwerpunkt 2014 möchte die Organisation auf frauenfeindliche Werbung aufmerksam 
machen, denn „Sex sells“ ist bis heute ein häufig verwendetes Motto in der Werbeindustrie. 
„Sexistische Werbung ist der Anfang von Gewalt an Frauen, denn gesellschaftliche 
Rollenbilder werden durch Werbung reproduziert“, erklärt die Landespolitikerin Barth und 
kritisiert die immer noch häufig abwertende Darstellung von Frauen in der Werbung. 
„Wir sollten den 25. November nutzen, um ein Zeichen zu setzen, ein Ende der Gewalt 
gegen Mädchen und Frauen zu fordern und unsere Rollenbilder zu überdenken. Daher 
danke ich allen Organisatorinnen in den Kommunen des Hochtaunuskreises, die auch in 
diesem Jahr wieder auf diesen Tag aufmerksam machen“, hebt Barth hervor.  
Der Internationale Tag zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen wird seit 1960 jedes Jahr 
begangen. Die Vereinten Nationen riefen den Jahrestag nach der Ermordung von drei 
Frauen in der Dominikanischen Republik aus, um insbesondere staatliche Akteure an ihre 
Verantwortung für den Schutz von Mädchen und Frauen zu erinnern. 

Der bundesweite Vorlesetag in den Schulen war für mich eine Gelegenheit, um zu erleben, 
wie Kinder auf ihre altersgemäße Literatur eingehen. Ein spannendes Erlebnis, vor allem, 
wenn es ein Buch sein durfte, das einen hochpolitischen Hintergrund hat – die 
Klimaveränderungen. 
  



Pressemitteilung 

Elke Barth: SPD wirbt für Ausbildung in Handwerksberufen und 
Beibehaltung des Meisterbriefes 

 

 

Die mittelstandspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Elke Barth, hat in der 
Debatte zur Aufhebung handwerklicher Vorschriften im Hessischen Landtag die 
Beibehaltung des Meisterbriefes gefordert und gleichzeitig für Ausbildung im Handwerk 
geworben. „Uns bereitet das Auseinanderklaffen zwischen offenen Stellen und Bewerbern 
auf dem Arbeitsmarkt große Sorgen. Während Akademiker in einigen Studienzweigen 
aufgrund des hohen Konkurrenzdrucks oftmals in geringer bezahlte Berufe ausweichen 
müssen, bleiben viele Ausbildungsstellen im Handwerk unbesetzt, da viele junge Menschen 
immer noch Abitur und Studium einer Ausbildung im Handwerk vorziehen“, sagte Barth am 
Mittwoch in Wiesbaden. 
 
So seien Ende September 2014 bundesweit noch 10000 Lehrstellen unbesetzt gewesen. 
Dabei biete eine Ausbildung im Handwerk sehr gute Karriereperspektiven. „Nirgends gibt es 
bessere Möglichkeiten für eine spätere Selbstständigkeit und wer sich zum Meister 
entschließt, erwirbt damit auch ohne Abitur die Voraussetzung um später studieren zu 
können“, so die SPD-Abgeordnete. 
 
Nach wie vor sorge man sich im Handwerk auch über den drohenden Wegfall des 
Meisterzwangs in weiteren Gewerken durch die EU. „Der Meisterbrief ist ein wichtiges 
Qualitätssiegel. Er ist nicht nur ein Garant für Qualität, sein Wegfall würde auch unser 
duales System aushöhlen und ginge damit zu Lasten der Ausbildung. Hier müssen wir 
weiter am Ball bleiben und der Abschaffung der noch vorhandenen 41 Meistergewerke 
weiter entschieden entgegen treten“, sagte Barth.  

 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Usinger Anzeigenblatt,  
11.12.2014 
  

Besuche in meinem Wahlkreis mache ich regelmäßig und 
wenn Veranstaltungen anstehen, bin ich gern dabei, so wie 
zur Eröffnung des Weihnachtsmarktes in Grävenwiesbach. 



Die Usinger SPD lud ein zu einem gesundheitspolitischen Streitgespräch und übertrug mir die 
Moderation. Es war ein hartes Stück Arbeit die beiden Diskutanten einigermaßen „im Zaum“ zu 
halten. Es gab reichlich Informationen, wichtige dazu und nicht nur ich fand es schade, dass der 
Besuch sich in Grenzen hielt – auch von den Mitgliedern. Gesundheit geht alle an! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Taunuszeitung 
13.12.2014 
  



 
Arbeit im Hochtaunuskreis 
 
Dezember 2014 
 

 Moderation des Gesundheitspolitischen Streitgesprächs der SPD Usingen mit Dr. 
Thomas Spies, MdL, und Hans Kuhlbrodt 

 Teilnahme an der Eröffnung des Neu-Anspacher Weihnachtsmarktes 
 Besuch des Steinbacher Weihnachtsmarktes 
 Besuch des Grävenwiesbacher Weihnachtsmarktes 
 Besuch des Gonzenheimer Weihnachtsmarktes 
 Weihnachtsfeier des SOVD 
 Vorlesen und Diskussionsrunde im Flersheimstift 
 Firmenbesuch Heraeus in Wehrheim 
 Besuch der Seniorenweihnachtsfeier in Obererlenbach 
 Besuch der AWO-Weihnachtsfeier in der Erlenbachhalle, Bad Homburg 
 Besuch des Jahresabschlusses der SPD Innenstadt 

 
 
 
 

Überregionale Termine als Abgeordnete 
 
Dezember 2014 
 

 Besuch der Firma Heraeus in Wehrheim 
 

 
 
 
 
 
 
 
Deutsche Handwerkszeitung,  
19. Dezember 2014 
  



Usinger Anzeiger 
27. Dezember 2014 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 

Überregionale Termine als Abgeordnete 
 
 
Januar 2015 
 

 Besuch des DGB Neujahrsempfang in FFM 
 Besuch des BdB (Bund Dt. Baumeister, Architekten, Ingenieure) mit dem AK 

Wirtschaft 
 Teilnahme an Podiumsdiskussion der Jahresauftaktveranstaltung des VbU zum 

Thema Mittelstandspolitik 

 

Arbeit im Hochtaunuskreis 
 
 
Januar 2015 
 

 Neujahrsstand der SPD Bad Homburg 
 Besuch der Karnevalssitzung in Grävenwiesbach / Hundstadt 
 Moderation der Veranstaltung „Bezahlbarer Wohnen im Ballungsraum“ der SPD 

HG im Kurhaus 
 Diskussionsrunde mit Senioren im Flersheimstift, Bad Homburg 
 Besuch des Neujahrsempfangs der SPD Oberursel 
 Besuch des Neujahrsempfangs der Stadt Bad Homburg 
 Besuch des Neujahrsempfangs SPD Ober Eschbach 
 Besuch der Karnevalssitzung „Heiterkeit“ in Bad Homburg 
 Besuch des Neujahrsempfangs der Stadt Usingen 
 Besuch des Neujahrsempfangs der IGO in Bad Homburg 
 Besuch des Mehrgenerationenhauses in Wehrheim 
 Teilnahme an Betriebsbesichtigung der Fa. Dornbach mit der AG der 

Selbstständigen in der SPD 
 Arbeitskreis Flüchtlinge in Bad Homburg 
 Besuch der Amtseinführung der neuen Bürgermeisterin Brigitte Bannenberg in 

Glashütten 
 Besuch des traditionellen Heringsessen der SPD Oberursel 
 Gespräch mit Unternehmensberater Dieter Wandrey, ehrenamtlicher 

Mittelstandsberater für Unternehmen im Usinger Land 
 Praxistag im Kreiskrankenhaus Bad Homburg 
 Teilnahme an Beiratssitzung des Freilichtmuseums Hessenpark 
 Besuch des Tages der offenen Tür an der  Hochtaunusschule Oberursel 
 Besuch der Großen Fremdensitzung der Freunde des Carneval, Bad 

  



Kleine Anfrage eingereicht am 04. Febr. 2015 
19. Wahlperiode 
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Kleine Anfrage 
der Abg. Barth, Eckert, Faeser, Franz, Gnadl, Hartmann, Holschuh, Rudolph, 

Siebel (SPD) vom 04.02.2015 

betreffend Gründung von Wohnungsbaugesellschaften und wirtschaftliche Betätigungen von Kommunen (§ 121 

HGO) 

und 

Antwort 

des Ministers des Innern und für Sport 

 
Vorbemerkung der Fragesteller: 

Nach § 121 HGO (Hessische Gemeindeordnung) dürfen Gemeinden sich wirtschaftlich betätigen, wenn der öffentliche Zweck die Betätigung 
rechtfertigt, die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum 
voraussichtlichen Bedarf steht und wenn der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt wird oder erfüllt 
werden kann (§ 121 Abs. 1 HGO). 
Als wirtschaftliche Betätigung gelten nicht Tätigkeiten, zu denen die Gemeinde gesetzlich verpflichtet ist, auf den Gebieten des Bildungs-, 
Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des Sports, der Erholung, der Ab- fall- und Abwasserbeseitigung, der Breitbandversorgung sowie 
zur Deckung des Eigenbedarfs. Auch diese Unternehmen und Einrichtungen sind, soweit es mit ihrem öffentlichen Zweck vereinbar ist, nach 
wirtschaft- lichen Gesichtspunkten zu verwalten und können entsprechend den Vorschriften über die Eigenbetriebe ge- führt werden (§ 121 
Abs. 2 HGO). 

 

Die Vorbemerkung der Fragesteller vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1.    Vertritt die Landesregierung die Auffassung, dass es Städten und Gemeinden nach § 121 HGO grundsätzlich möglich ist, 

Wohnungsbaugesellschaften zu gründen? 
 

Die Landesregierung vertritt die Auffassung, dass § 121 HGO der Möglichkeit von Städten und Gemeinden 
Wohnungsbaugesellschaften zu gründen grundsätzlich nicht entgegensteht. 

 

Es wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass die Beantwortung der weiteren Fragen davon ausgeht, dass 
durch Kommunen nicht bereits eine nach § 121 Abs. 1 Satz 2 HGO bestandsgeschützte Betätigung ausgeübt wurde oder wird, 
d.h. vorliegend nach Neugründungen von Wohnungsbaugesellschaften gefragt wird. 

 

Frage 2:    Falls Frage 1 mit "ja" beantwortet wird: 
a) Unter welche konkrete Formulierung in § 121 HGO ist nach Auffassung der Landesregierung die Möglichkeit der Gründung von 

Wohnungsbaugesellschaften zu subsumieren? 
b) Welche Voraussetzungen müssen hierfür erfüllt sein? 

 

Zur Beantwortung dieser Fragen ist hinsichtlich des - im jeweiligen Gesellschaftsvertrag statuierten - Zweckes der Gesellschaft 
zu unterscheiden. 

 

Sollte der Zweck der Gesellschaft vorrangig darin liegen, eine sichere und sozial verantwortbare Wohnungsversorgung breiter 
Schichten der Bevölkerung zu gewährleisten und damit den Be- reich des sogenannten "sozialen Wohnungsbaus" abdecken, 
wäre nach der gesetzlichen Fiktion des § 121 Abs. 2 Nr. 2 HGO eine als "nichtwirtschaftlich" einzustufende Betätigung auf 
dem Gebiet des Sozialwesens gegeben. 

 

Sollte sich das Betätigungsfeld der Wohnungsbaugesellschaft hingegen überwiegend auf den frei-finanzierten Wohnungsbau 
erstrecken, wäre die Gesellschaft - wie private Wohnungsbaugesellschaften auch - erwerbswirtschaftlich tätig. Hieraus folgt, 
dass die Gründung einer Gesellschaft mit derartigem Gesellschaftszweck unter § 121 Abs. 1 HGO zu subsumieren wäre. Die 
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dort verankerte "Schrankentrias" müsste bei Beurteilung der Zulässigkeit der Gründung erfüllt sein; 

insbesondere das Subsidiaritätsgebot wäre zwingend zu beachten. Wären die gesetzlichen Voraussetzungen 

jedoch im Einzelfall erfüllt, stünde die Bestimmung der Gründung einer Wohnungsbaugesellschaft gleichwohl 

nicht entgegen.  
 

Frage 3. Falls Frage 1 mit "nein" beantwortet wird: Warum nicht?  

Eine Beantwortung dieser Frage entfällt.  

 

Wiesbaden, 16. März 2015  

Peter Beuth 
 
 
 
 
 
03. Februar 2015 
 

Beamtenbund Demo gegen Kürzungen im Landeshaushalt 

 

Demonstration des Deutschen Beamten Bunds gegen Stellenabbau, Nullrunde und 
Kürzungen bei der Beihilfe in Wiesbaden. Gleichzeitig verabschiedet die schwarz-
grüne Koalition heute die entsprechenden Kürzungen im Haushalt. Trotzdem waren 
die Koalitionsvorsitzenden Boddenberg (CDU) und Wagner (Grüne) auch bei der 
Kundgebung - oder waren das deren Zwillinge? 

 

Überregionale Termine als Abgeordnete 
 
Februar 2015 

 Teilnahme an der Kundgebung  des Deutschen Beamtenbundes zur 
Haushaltskonsolidierung in Wiesbaden 

 Teilnahme am parlamentarischen Frühstück der Lilly Deutschland GmbH 
zum Weltkrebstag in Wiesbaden 

 Teilnahme am Parlamentarischen Abend der Arbeitgeberverbände des 
Hessischen Handwerks in Wiesbaden 

 Fraktion vor Ort an der Goethe-Universität Frankfurt 
 Teilnahme am Gespräch des Wirtschaftsausschusses mit Bürgerinitiativen 

Flughafen im Landtag 
 Gespräch mit Gabriele Kailing, Geschäftsführender Vorstand des DGB –

Bezirk Hessen Thüringen zum Tariftreuegesetz 



Arbeit im Hochtaunuskreis 
 
Februar 2015 

 Teilnahme am Grünkohlessen der SPD Grävenwiesbach 
 Teilnahme an der Eucharistiefeier St. Marien in Bad Homburg 
 Teilnahme an der Fastnachtveranstaltung der AWO Bad Homburg 
 Teilnahme an der Verteidigung zur Rathauserstürmung im Rahmen des 

Buchfinkenumzuges Usingen 
 Teilnahme an Fastnachtumzügen auf dem Wagen des Hochtaunuskreises 

in Wehrheim, Oberursel und Oberhöchstadt 
 Besuch des Kappenabends der Kolping-Familie in Kirdorf 
 Teilnahme an der Veranstaltung zur Verleihung des Schwarzen Bandes 
 Besuch der Jahreshauptversammlung der AG 60+ SPD Bad Homburg 
 Teilnahme am Heringsessen der SPD Neu-Anspach 
 Traditionelles Schlachtessen + 20 Jahre Internationaler Bund in 

Grävenwiesbach 
 Besuch der Mitgliederversammlung der Jagdgenossenschaft und 

Eigenjagdbesitzer des Hochtaunuskreises in Neu-Anspach 
 Teilnahme an einer Podiumsdiskussion zur Kommunalpolitik im 

Humboldtgymnasium Bad Homburg 
 Diskussionsrunde im Flersheimstift Bad Homburg 
 Besuch der Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehren 

Friedrichsdorf 
 

Pressemitteilung 03. März 2015 

Elke Barth (SPD): Politik muss dem Handwerk gut zuhören 

 

Im Rahmen der Parlamentsdebatte zu einer Aufhebung handwerklicher Vorschriften hat die 
mittelstandspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion Elke Barth dazu geraten, den Vertretern des 
Handwerks bei ihren Diskussionsbeiträgen zur beruflichen Realität in Deutschland gut zuzuhören. 
„Die Kommentierungen und Ratschläge des vergangenen Jahres sind sehr wichtig und zeigen, wie 
intensiv sich die Vertreter unserer Handwerksverbände einbringen. Wir sollten die Bälle 
aufnehmen und zu einer sinnvollen Umsetzung bringen. Der Nachwuchs- und Fachkräftemangel 
im Handwerk wird sich die nächsten Jahre verschärfen, wenn nicht gegengesteuert wird. Da das 
mittelständische Handwerk eine wichtige Säule unseres Arbeitsmarkts ist sind wir gut beraten, 
diese Probleme wirklich ernst zu nehmen.“ sagte die SPD-Politikerin bei der zweiten Lesung am 
Dienstag in Wiesbaden.  
 
Der hessische Handwerkspräsident Bernd Ehinger hatte im Herbst vergangenen Jahres eine 



Debatte über die Berufsorientierung angestoßen. Er hatte einen „Akademisierungswahn“ in 
Deutschland beschrieben, der unter anderem dazu führe, dass zahlreiche Lehrstellen trotz guter 
beruflicher Perspektiven im Handwerk unbesetzt blieben. Gleichzeitig seien aber die 
Zukunftsaussichten in manchen akademischen Berufen eher schlechter. Einen weiteren 
Debattenbeitrag lieferte im Dezember der deutsche Handwerkspräsident Hans Peter Wollseifer 
mit seinem Vorschlag, ausbildungswilligen Flüchtlingen für die Zeit der Ausbildung ein 
Bleiberecht zu garantieren. Dieser Vorschlag werde inzwischen in der Bundespolitik wohlwollend 
diskutiert, so auch im Verlauf der aktuellen hessischen Plenarsitzung. 

 
 

 
19. Wahlperiode 
 

Hessischer Landtag 

 
Drucksache 19/ 

   
 
 

Kleine Anfrage 
 
der Abg. Barth, Siebel (SPD) 
 
betreffend der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener 
Berufsqualifikationen 
 
Vorbemerkung 
 
Am 12. Dezember 2012 hat der Hessische Landtag das Gesetz zur Verbesserung der 
Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen beschlossen. 
Das Gesetz dient der besseren Nutzung von im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen 
für den deutschen Arbeitsmarkt. Im Hinblick auf den steigenden Fachkräftemangel in vielen 
Branchen und des zunehmenden Bedarfs ausländischer Fachkräfte auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt, gerade auch in Hessen, kommt diesem Gesetz eine wichtige Bedeutung zu. 
Die Wirksamkeit des Gesetzes lässt sich daran messen, wie viele Antragsteller erfolgreich 
eine Anerkennung Ihrer Berufsqualifikation erreichen konnten.  
 
Daher frage ich die Landesregierung:  
 

1. Wie viele Anträge wurden seit Inkrafttreten des Gesetzes in Hessen gestellt? (Bitte 
jeweils für das Jahr 2013/2014) 

2. Bei wie vielen dieser Anträge konnte eine Gleichwertigkeit der Ausbildungsnachweise 
bzw. Berufsqualifikationen festgestellt werden? (Bitte getrennt für die Jahre 2013 und 
2014) 

3. Wie lange war in die durchschnittliche Bearbeitungszeit? 
4. Aus welchen Berufsbildern wurden die Anträge gestellt? (Auflistung nach 

Berufsbildern - grobe Einteilung - und nach Jahren getrennt  
5. Aus welchen Ländern kamen die Antragsteller? (Bitte nach Jahren getrennt) 
6. Entstehen dem Antragsteller Kosten für die Bescheide, wenn ja in welcher Höhe? 

 

Wiesbaden, den 03.03.2015 



Arbeit im Hochtaunuskreis 
 
März 2015 

 Besuch des Tagesseminars zum Kommunalwahlkampf im UB-Büro 
 Besuch des Schulwettbewerbs im Rahmen des Trialogs der Kulturen der 

Herbert-Quandt-Stiftung im Landratsamt Bad Homburg 
 Besuch der Jahreshauptversammlung der SPD Königstein 
 Besuch der Veranstaltung zum Internationalen Frauentag Usingen vom 

Netzwerk der Usinger Frauenorganisationen 
 Besuch des SPD-Jahresempfang mit Jasmin Fahimi auf der Saalburg 
 Teilnahme an der Jugend-Sportlerehrung in Ober Erlenbach, Bad 

Homburg. 
 Durchführung einer Diskussionsrunde im Flersheimstift 
 Teilnahme am Treffen der SPD-Bürgermeister im Hochtaunuskreis 
 Teilnahme an der Veranstaltung „Ratschlag Hochtaunus sozial“ 
 Besuch der Akademischen Feier zum 25-jährigen Jubiläum des Vereins 

„Wir helfen“ in Usingen 
 Besuch der Bürgerehrung in Wehrheim 
 Besuch der Veranstaltung „Rentenpolitik zu Lasten der Jugend“ der 

Stiftung Himmelspforte in Bad Homburg / Ober Eschbach 
 Besuch der Jahreshauptversammlung der SPD Steinbach 
 Besuch der Vertreterversammlung des Kreisbauernverbandes in Neu-

Anspach 
 Teilnahme an der SPD-Fraktions- und OV-Vorsitzendenkonferenz des 

SPD-Landesverbandes in Alsfeld 

Fraktion vor Ort - Nahe bei den Menschen 

 

Anfang März hat eine Gruppe von Landtagsabgeordneten, darunter meine Kollegen Ernst-Ewald 
Roth, Corrado di Benedetto und ich, eine neue Asylbewerberunterkunft in Wiesbaden Biebrich 
besucht. Informiert wurden wir von Bürgermeister Arno Goßmann (SPD). Beeindruckend ist hier, 
wie an vielen anderen Orten Hessens auch, das große Engagement der Wiesbadener 
Ehrenamtsbörse, über die zum Beispiel Deutschkurse organisiert werden. Der Bürgermeister 
betonte, dass etwa nur die Hälfte der entstehenden Kosten für Unterbringung und Betreuung durch 
das Land, welches dafür zuständig ist, abgedeckt werden. So hat die Stadt Wiesbaden für diesen 
Tätigkeitsbereich mehr als 10 neue Sozialarbeiterstellen geschaffen. Insbesondere betonte 
Goßmann die humanitäre Verpflichtung aller politischen Ebenen, auch die der kommunalen, sich 
nach Kräften einbringen. 



Überregionale Termine als Abgeordnete 

 
 
März 2015 

 Teilnahme am Parlamentarischen Abend des Deutschen Beamtenbundes 
 Besuch der Veranstaltung zum Internationalen Frauentag im Hessischen 

Landtag 
 Besuch der Flüchtlingsunterkunft in der Otto-Wallach-Straße in Wiesbaden 
 Besuch mit dem AK Wirtschaft der SPD-Landtagsfraktion bei der Hessen-

Agentur 
 Begrüßung einer Besuchergruppe der Starthilfe Hochtaunus aus Usingen 

im Landtag 
 Besuch der Cebit in Hannover 
 Begrüßung des Betriebsrates der Firma Dupont im Landtag 
 Teilnahme an der SPD-Führungsakademie Berlin 

 

SPD-Arbeitskreis Wirtschaft besucht Procter & Gamble in Schwalbach 

 

Der Arbeitskreis Wirtschaft der SPD-Fraktion im 
Hessischen Landtag hat heute Procter & Gamble in 
Schwalbach besucht, um sich über die aktuellen 
Entwicklungen und Herausforderungen des 
Unternehmens zu informieren.  
Die SPD-Landtagsabgeordnete Nancy Faeser, Elke 
Barth, Tobias Eckert, Timon Gremmels, Stephan 
Grüger und Uwe Frankenberger haben im Gespräch 
mit der Geschäftsführung und dem Betriebsrat 
Einblicke in die vielfältige Arbeit des 

Unternehmens erhalten. Ein besonderer Fokus lag bei diesem Gespräch auf dem Thema 
Fachkräftesicherung. Die Abgeordneten zeigten sich beeindruckt vom hochtechnologisierten 
Betrieb des Unternehmens. 
„Procter und Gamble kommt seiner Verantwortung nach, auszubilden und legt großen Wert auf 
die Weiterbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Mittelfristig wird auch bei P&G das 
Thema Fachkräftemangel eine bedeutendere Rolle spielen. „Die hessische Landesregierung muss 
hier wirksame Initiativen starten. Sonntagsreden der Mitglieder der Landesregierung reichen hier 
nicht aus. Es besteht dringender Handlungsbedarf. Ohne Fachkräfte wird Hessen seine 
Wirtschaftskraft einbüßen“, sagte die örtliche Abgeordnete und SPD-Generalsekretärin Nancy 
Faeser nach dem Besuch. Die Abgeordneten lobten auch das offensichtlich gute Arbeitsklima bei 
P&G, dass sich unter anderem die niedrige Fluktuation belegt.  
In Schwalbach befindet sich die Unternehmenszentrale Deutschland und das Forschungs- und 
Entwicklungszentrum für Papierhygieneprodukte und Haarpflege. Mit über 10.000 Mitarbeitern in 
Deutschland, davon allein 3500 in Schwalbach und Kronberg, ist P&G eines der größten 
Konsumgüterunternehmen der Welt. Der Firmensitz des Unternehmens befindet sich in 
Cincinnati, Ohio. Im Rhein Main Gebiet wird in den Bereichen Haarpflege, Haarentfernung, 
Mundpflege, Babypflege und Damenhygiene geforscht. Eine gute Verkehrsinfrastruktur ist auch 
für Procter & Gamble für den Unternehmenserfolg von besonderer Bedeutung.  

  



 
 
 
 

 
Arbeit im Hochtaunuskreis 
 
 
April 2015 

 Praktikum bei der Außenwohngruppe des IB in Usingen 
 Besuch einer China-Veranstaltung im Kurhaus Bad Homburg 
 Teilnahme an der AsF-Jahreshauptversammlung in Oberursel 
 Besuch der Jugendherberge in Grävenwiesbach zum 50-ten Jubiläum 
 Besuch des Frühlingsfestes in Grävenwiesbach 

 
 
 
 
 

Usinger Anzeiger  
11. April 2015 



 
 
 

 
Usinger Anzeiger, 
13. April 2015 
 
 
 

Überregionale Termine als Abgeordnete 
 
April 2015 

 Teilnahme am Frühlingsempfang der SPD-Landtagsfraktion 
 Gespräch mit Frau zur Heiden, Leiterin des staatl. Schulamtes Friedberg, 

TVH-Verträge 
 
 
 
 
 


